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Ausgangslage: Eine Welt im Dominoeffekt

Wer in diesen Tagen die Nachrichten verfolgt, sieht erneut eine Welt im Krisenmodus. Der Krieg im Nahen
Osten, Spannungen rund um den Iran, zunehmende militärische Eskalationen in verschiedenen Regionen,
fragile Lieferketten, Energieunsicherheit, Klimarisiken und gesellschaftliche Polarisierung.

Schon die Möglichkeit einer weiteren Eskalation im Nahen Osten reicht aus, um globale Märkte in Bewegung
zu setzen. Energiepreise reagieren, Versicherungsrisiken steigen, Lieferketten geraten unter Druck,
Investoren werden vorsichtiger. Entscheidungen oder Ereignisse in einer Region der Welt entfalten plötzlich
wirtschaftliche Folgen auf der ganzen Welt.

Genau das zeigt, wie stark unsere Welt inzwischen miteinander vernetzt ist. Konflikte, Energiepolitik,
Klimarisiken, Migration, wirtschaftliche Stabilität und politische Entwicklungen sind heute Teil desselben
globalen Systems.

Diese Dynamik zeigt etwas Grundsätzliches: Die Welt funktioniert heute als hochvernetztes System.
Energiepolitik beeinflusst geopolitische Stabilität. Klimarisiken verändern Migration und Landwirtschaft.
Lieferketten wirken auf Inflation und soziale Stabilität. Informationsräume beeinflussen politische
Entscheidungen.

Was wir deshalb erleben, ist keine Reihe isolierter Krisen. Es ist eine systemische Multikrise, in der
politische, ökologische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Dynamiken miteinander verflochten sind.

Trotzdem wird über diese Entwicklungen so gesprochen, als wären sie voneinander getrennte Probleme - als
einzelne Krisen, die jeweils ihre eigene politische Antwort benötigen.

Genau hier beginnt das eigentliche Problem.

Denn viele politische Reaktionen folgen noch immer einer linearen Logik: Problem - Maßnahme - Lösung.
Doch komplexe Systeme funktionieren anders. Jede Entscheidung erzeugt nicht nur unmittelbare Effekte,
sondern auch Wirkungen systemischer und langfristiger Wirkungsebene, die sich über die Zeit
verstärken, gegenseitig beeinflussen und manchmal völlig neue Dynamiken auslösen.

Diese systemischen Zusammenhänge werden in politischen Debatten jedoch weitestgehend unterschätzt.
Politische Entscheidungsprozesse orientieren sich an kurzfristigen Ereignissen und sichtbaren Problemen,
während die tieferliegenden systemischen Ursachen bestehen bleiben.

Gleichzeitig erleben wir weltweit eine politische Gegenbewegung, in der Nachhaltigkeit und langfristige
Systemstabilität zunehmend in den Hintergrund rücken.

In den USA hat Donald Trump bereits zentrale internationale Nachhaltigkeitsinitiativen verlassen oder
infrage gestellt. Dazu gehören unter anderem das Pariser Klimaabkommen sowie die politische Unterstützung
der Agenda 2030 und ihrer Nachhaltigkeitsziele. Insgesamt wurden zahlreiche internationale Programme
und Vereinbarungen der Vereinten Nationen aufgekündigt oder zurückgefahren.

Auch in Europa verschiebt sich die politische Debatte wieder stärker in Richtung fossiler Übergangslösungen.
In Deutschland wird etwa über eine längere Rolle von Gas diskutiert, während zentrale
Transformationsprojekte - von dezentraler erneuerbarer Energieversorgung bis Elektromobilität -
zunehmend politisch ausgebremst werden.



Diese Entwicklung ist nicht nur eine klimapolitische Frage. Sie zeigt ein tieferes strukturelles Problem:
Politische Systeme reagieren meist auf sichtbare Symptome - steigende Preise, Migration, Energieknappheit
oder Sicherheitsrisiken - während die zugrunde liegenden systemischen Ursachen bestehen bleiben.

Doch komplexe Systeme lassen sich nicht dauerhaft ignorieren.

Wenn politische Entscheidungen Risiken erzeugen oder verstärken, beginnen andere Mechanismen zu
reagieren - insbesondere wirtschaftliche und finanzielle Systeme.

Warum Politik nur Wirkungen erster Ordnung adressiert

Politische Systeme handeln unter enormem Zeitdruck. Krisen erzeugen öffentlichen Erwartungsdruck,
Medien verstärken kurzfristige Dynamiken, Wahlzyklen verkürzen den politischen Zeithorizont. In diesem
Umfeld entsteht häufig eine Form von Politik, die vor allem auf sichtbare Symptome reagiert.

Steigen Energiepreise, werden Preisbremsen diskutiert. Steigt Migration, werden Grenzmaßnahmen
verschärft. Treten Extremwetterereignisse auf, werden Katastrophenhilfen mobilisiert.

Solche Maßnahmen sind nicht falsch. Sie stabilisieren Situationen kurzfristig und können notwendig sein.
Das Problem entsteht dort, wo politische Reaktionen überwiegend auf diese erste Wirkungsebene
beschränkt bleiben.

Denn viele der heutigen Krisen entstehen nicht durch einzelne Ereignisse, sondern durch komplexe
Rückkopplungen zwischen verschiedenen Systemen. Energiepolitik beeinflusst geopolitische
Abhängigkeiten. Klimarisiken verändern Lieferketten und Landwirtschaft. Soziale Ungleichheit wirkt auf
politische Stabilität und demokratische Institutionen.

Die Münchner Sicherheitskonferenz lieferte dafür ein anschauliches Beispiel. Sicherheit wird dort wieder
traditionell vor allem militärisch diskutiert: Abschreckung, Aufrüstung, strategische Bündnisse. Doch ein
großer Teil der realen Sicherheitsrisiken unserer Zeit entsteht weit außerhalb militärischer Logiken - durch
Energieabhängigkeiten, fragile globale Lieferketten, Klimafolgen oder digitale Desinformationsräume.

Das bedeutet nicht, dass militärische Sicherheit unwichtig wäre. Aber sie adressiert nur die sichtbare
Eskalationsphase eines Problems, während die eigentlichen Ursachen viel früher entstehen.

Genau hier wird der Unterschied zwischen linearem und systemischem Denken sichtbar. Lineares Denken
fragt: Welches Problem sehen wir - und welche Maßnahme können wir dagegen ergreifen? Systemisches
Denken fragt dagegen: Welche Wirkungen erzeugen unsere Entscheidungen über mehrere Ebenen hinweg?

Viele der heutigen politischen Konflikte entstehen genau dort, wo diese zweite Perspektive fehlt.

Wenn Politik Risiken unterschätzt, beginnt der Markt sie
einzupreisen

Politische Systeme können Risiken lange diskutieren. Märkte können das nicht.

Für Unternehmen, Investoren und Versicherungen sind geopolitische Spannungen, Klimarisiken oder fragile
Lieferketten keine abstrakten Debatten, sondern konkrete Kostenfaktoren. Sobald Risiken steigen, verändern
sich Finanzierungskosten, Versicherungsprämien, Investitionsentscheidungen und Marktpreise.



Genau das lässt sich derzeit rund um den Konflikt im Nahen Osten beobachten. Schon die Möglichkeit einer
Eskalation im Iran-Konflikt hat unmittelbare wirtschaftliche Effekte: Energiepreise reagieren sensibel,
Versicherungsrisiken für Transport und Infrastruktur steigen, globale Lieferketten geraten unter Druck.
Selbst wenn ein Konflikt politisch als kurzfristiges Ereignis erscheint, erzeugt er wirtschaftliche Unsicherheit,
die weit über den unmittelbaren Schauplatz hinausreicht.

Hier zeigt sich ein grundlegender Unterschied zwischen politischer und ökonomischer Logik. Politik reagiert
häufig auf Wirkungen erster Ordnung - die unmittelbar sichtbaren Folgen eines Ereignisses. Steigende
Energiepreise, militärische Eskalationen oder politische Krisen stehen dann im Mittelpunkt der
Aufmerksamkeit.

Finanzmärkte hingegen müssen auch die Wirkungen systemischer und langfristiger Wirkungsebene
berücksichtigen.

Dazu gehören etwa:

geopolitische Abhängigkeiten in Energie- und Rohstoffversorgung

fragile globale Lieferketten

Klimarisiken für Infrastruktur und Landwirtschaft

regulatorische Veränderungen durch neue Umwelt- oder Sicherheitsanforderungen

gesellschaftliche und politische Instabilität

Für Kapitalmärkte sind solche Entwicklungen keine ideologischen Fragen, sondern Risikofaktoren.
Investitionen werden langfristig geplant, Infrastrukturprojekte laufen über Jahrzehnte, Lieferketten müssen
stabil bleiben.

Deshalb beginnt Kapital dort, wo politische Systeme häufig zögern, Risiken systemisch zu bewerten.

Instrumente wie ESG-Ratings, Klimarisikoanalysen, Nachhaltigkeitsberichte oder regulatorische
Rahmenwerke wie die EU-Taxonomie oder die CSRD sind Ausdruck dieser Entwicklung. Sie versuchen, jene
Wirkungen sichtbar zu machen, die im traditionellen Wirtschaftssystem lange als externe Effekte behandelt
wurden.

Mit anderen Worten: Dinge, die politisch häufig ideologisch diskutiert werden, erscheinen in der Logik von
Investoren und Unternehmen zunehmend als nüchterne Risikokategorien.

Finanzmärkte sind dabei keineswegs immer rational. Kurzfristig spielen Emotionen, Spekulation oder
Herdendynamiken eine große Rolle. Gerade deshalb entstehen immer wieder Übertreibungen oder
Fehlbewertungen.

Langfristig jedoch müssen Risiken bewertet werden, weil Kapital über Jahrzehnte gebunden wird - etwa in
Infrastruktur, Energieversorgung oder industrielle Produktionssysteme.

Je stärker globale Systeme miteinander verflochten sind, desto deutlicher wird dabei ein grundlegendes
Prinzip: Negative Wirkung erzeugt Risiko.

Und Risiko wird früher oder später ökonomisch sichtbar.



Wenn Wirkung zur Steuerungsgröße wird

Die zunehmende Vernetzung globaler Systeme verändert die Logik wirtschaftlicher Entscheidungen
grundlegend. Was lange als „externer Effekt“ galt - Umweltbelastung, geopolitische Abhängigkeiten, soziale
Instabilität oder demokratische Erosion - kehrt zunehmend als wirtschaftliches Risiko in die Kalkulation
zurück.

Unternehmen, Investoren und Versicherungen müssen diese Risiken berücksichtigen, weil sie reale
Auswirkungen auf Märkte, Infrastruktur und langfristige Investitionen haben. Klimarisiken beeinflussen
heute bereits Kreditbewertungen. Instabile Lieferketten verändern Standortentscheidungen. Geopolitische
Konflikte wirken auf Energiepreise, Transportkosten und Versorgungssicherheit.

In einer vernetzten Welt wird damit immer deutlicher: Die Auswirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten lassen
sich nicht dauerhaft ausblenden. Sie kehren früher oder später in Form von Kosten, Unsicherheiten oder
Marktverwerfungen zurück.

Damit verändert sich auch die Rolle von Wirkung in der Wirtschaft.

Lange Zeit galt wirtschaftlicher Erfolg vor allem als Funktion von Kapital, Produktivität und Wachstum.
Auswirkungen auf Umwelt, Gesellschaft oder politische Stabilität wurden zwar diskutiert, spielten im Kern
der ökonomischen Steuerung jedoch nur eine begrenzte Rolle.

Doch je stärker Risiken aus diesen Bereichen entstehen, desto mehr rücken sie in das Zentrum
wirtschaftlicher Entscheidungen.

Wenn negative Wirkung zu Risiko wird, entsteht automatisch eine neue ökonomische Logik: Aktivitäten mit
hoher negativer Wirkung erzeugen langfristige Unsicherheit und Kosten, während Aktivitäten mit
stabilisierender Wirkung die Resilienz von Märkten, Gesellschaften und Infrastrukturen stärken.

Wirkung wird damit schrittweise zu einer wirtschaftlichen Größe.

Genau an dieser Stelle setzt die Idee der Wirkungsökonomie an. Sie beschreibt eine Ordnung, in der
wirtschaftliche Aktivitäten nicht mehr ausschließlich nach Kapitalrendite bewertet werden, sondern nach
ihrer tatsächlichen Wirkung auf zentrale gesellschaftliche Systeme - auf Menschen, auf den Planeten und auf
die Stabilität demokratischer Institutionen.

Dabei geht es jedoch nicht nur um Wirtschaft im engeren Sinne.

Volkswirtschaftslehre beschreibt traditionell das Zusammenspiel von Märkten, politischen Institutionen,
gesellschaftlichen Dynamiken und wirtschaftlichen Strukturen. Wirtschaft, Politik und Gesellschaft sind in
der Realität nie getrennte Systeme gewesen - in einer hochvernetzten Welt werden sie jedoch noch stärker zu
einem gemeinsamen Wirkungsraum.

Die Wirkungsökonomie erweitert deshalb den klassischen ökonomischen Maßstab. Sie betrachtet nicht nur
Kapital, Preise oder Wachstum, sondern die systemischen Folgen wirtschaftlicher Entscheidungen auf die
Stabilität unseres gesamten gesellschaftlichen Systems.

Damit wird wirtschaftlicher Erfolg nicht mehr nur an finanziellen Kennzahlen gemessen, sondern an der
Wirkung auf drei zentrale Dimensionen:

Menschen, den Planeten und die Stabilität demokratischer Gesellschaften.



In einer Welt zunehmender Multikrisen könnte genau diese Perspektive entscheidend werden. Denn je
komplexer und vernetzter globale Systeme werden, desto weniger funktioniert ein Wirtschaftsmodell, das
Wirkung ignoriert und ausschließlich monetäre Kennzahlen betrachtet.

Die entscheidende Frage lautet daher nicht mehr, ob Wirkung berücksichtigt werden sollte.

Die entscheidende Frage lautet, wann Wirkung zur zentralen Steuerungsgröße unseres
Wirtschafts-, Politik- und Gesellschaftssystems wird.

Ein mögliches Paradox der Transformation

Während Teile der Politik versuchen, Nachhaltigkeits- und Klimapolitik zurückzudrängen - etwa durch den
Ausstieg aus internationalen Vereinbarungen, durch Angriffe auf Nachhaltigkeitsregulierung oder durch das
Bremsen von Transformationsprojekten - reagieren wirtschaftliche Systeme häufig anders.

Denn politische Entscheidungen verändern nicht nur Gesetze oder Programme. Sie verändern vor allem die
Wahrnehmung von Risiko.

Wenn politische Akteure wie Donald Trump oder Friedrich Merz Klimaschutzmaßnahmen zurückfahren oder
öffentlich infrage stellen, erzeugt das für Unternehmen und Investoren vor allem eines: Unsicherheit.
Unsicherheit über zukünftige Energiepreise, über geopolitische Abhängigkeiten, über Klimarisiken und über
mögliche spätere politische Gegenreaktionen.

Genau diese Unsicherheit zwingt Finanzmärkte dazu, Risiken stärker zu bewerten.

Kapitalmärkte funktionieren langfristig. Infrastruktur, Energieversorgung oder industrielle Transformation
werden über Jahrzehnte geplant. Investoren müssen deshalb abschätzen, welche Technologien,
Geschäftsmodelle und Energiesysteme langfristig stabil und wirtschaftlich tragfähig sind.

Wenn politische Entscheidungen die Risiken fossiler Abhängigkeiten oder klimabedingter Schäden sichtbar
machen, reagieren Märkte häufig mit einer beschleunigten Gegenbewegung: Kapital fließt verstärkt in
Technologien und Geschäftsmodelle, die diese Risiken reduzieren.

Paradoxerweise kann politische Anti-Nachhaltigkeit deshalb genau das Gegenteil auslösen. Je stärker
Klimaschutz politisch infrage gestellt wird, desto stärker kann der Druck steigen, Risiken wirtschaftlich zu
reduzieren.

Was als politisches Bremsmanöver gedacht ist, kann ökonomisch deshalb wie ein Beschleuniger wirken.

Diese Dynamik erzeugt eine Form von kognitiver Dissonanz: Während politische Narrative Nachhaltigkeit als
Ideologie darstellen, behandeln Finanzmärkte dieselben Themen zunehmend als nüchterne Risikokategorien.

Denn Märkte folgen keiner Ideologie. Sie folgen Risiken - und Chancen.

Eine neue ökonomische Realität

Die Welt verändert sich schneller, als viele politische Debatten es widerspiegeln. Globale Systeme sind heute
enger miteinander verknüpft als je zuvor: Energie, Klima, Lieferketten, Finanzmärkte, Informationsräume
und geopolitische Stabilität beeinflussen sich gegenseitig in einer Geschwindigkeit und Intensität, die



traditionelle politische Steuerungslogiken zunehmend überfordert.

Multikrisen sind deshalb kein zufälliges Zusammentreffen verschiedener Probleme. Sie sind Ausdruck eines
Systems, in dem Entscheidungen langfristige und häufig unterschätzte Folgewirkungen erzeugen.

Politik reagiert darauf häufig erst dann, wenn Krisen sichtbar werden - wenn Energiepreise steigen,
Lieferketten reißen oder Konflikte eskalieren. Doch zu diesem Zeitpunkt befinden sich viele der
entscheidenden Dynamiken bereits auf der Ebene von Wirkungen systemischer und langfristiger
Wirkungsebene.

Finanzmärkte reagieren häufig früher. Nicht aus moralischen Gründen, sondern aus ökonomischer
Notwendigkeit. Investoren, Versicherungen und Unternehmen müssen Risiken bewerten, bevor sie
vollständig sichtbar werden, weil Kapital langfristig gebunden wird und Instabilität reale Kosten erzeugt.

Genau hier entsteht eine neue ökonomische Realität.

In einer zunehmend vernetzten Welt wird die Wirkung wirtschaftlicher Aktivitäten immer stärker zum
entscheidenden Faktor für Stabilität, Sicherheit und Wohlstand. Aktivitäten, die ökologische, soziale oder
geopolitische Risiken verstärken, erzeugen langfristig Kosten und Unsicherheit. Aktivitäten, die Systeme
stabilisieren, schaffen dagegen Resilienz und wirtschaftliche Stabilität.

Damit verschiebt sich langsam, aber spürbar die Logik wirtschaftlicher Bewertung.

Wirkung wird zu einer ökonomischen Größe.

Die Wirkungsökonomie beschreibt genau diesen Wandel: eine Wirtschaftsordnung, in der wirtschaftlicher
Erfolg nicht allein über Kapitalrendite definiert wird, sondern über die tatsächliche Wirkung auf zentrale
Systeme - auf Menschen, auf den Planeten und auf die Stabilität demokratischer Gesellschaften.

Die aktuelle Weltlage zeigt, wie dringend eine solche Perspektive geworden ist.

Denn politische Narrative können sich ändern. Ideologien können sich verschieben.

Risiken jedoch folgen einer anderen Logik.

Sie entstehen aus realen Wirkungen - und früher oder später werden sie sichtbar.

Oder einfacher gesagt: Risiken sind keine Ideologie. Sie werden eingepreist.
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